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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 15/3277, 15/3828 

eines Zweiten Gesetzes zur Modernisierung der 
Verwaltung - 2. Verwaltungsmodernisierungsgesetz 
(2. VerwModG) 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Christa Naaß, 
Dr. Heinz Kaiser u.a. SPD 
Drs. 15/3566, 15/3828 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung eines Zwei-
ten Gesetzes zur Modernisierung der Verwaltung - 
2. Verwaltungsmodernisierungsgesetz (2. Verw-
ModG) 
(Drs. 15/3277) 
hier: Art. 12 - Änderung des Bayerischen Personal-
vertretungsgesetzes 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Christa Naaß, 
Dr. Heinz Kaiser, Wolfgang Vogel u.a. SPD 
Drs. 15/3567, 15/3828 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung eines Zwei-
ten Gesetzes zur Modernisierung der Verwaltung - 
2. Verwaltungsmodernisierungsgesetz (2. Verw-
ModG) 
(Drs. 15/3277) 
hier: Art. 13 - Änderung des Gesetzes über die 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung und 
Rechtspflege in Bayern 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass Art. 7 wie folgt 
geändert wird: 

1.  Nach Nr. 1 wird folgende Nr. 2 eingefügt: 

„2.  Art. 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Finanzen“ die Worte „, das diese Befug-

nis auf eine unmittelbar nachgeordnete 
Behörde übertragen kann“ angefügt. 

b) In Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 wird nach dem 
Wort „auf“ das Wort „eine“ eingefügt und 
das Wort „Dienststellen“ durch das Wort 
„Behörde“ ersetzt. 

c) Abs. 4 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
„³Soweit dabei personenbezogene Daten 
weitergegeben werden, bedarf es grund-
sätzlich der Genehmigung im Einzelfall 
nach Maßgabe des Absatzes 1; die Ge-
nehmigung kann auch allgemein für be-
stimmte Fallgruppen durch das Staatsmi-
nisterium der Finanzen oder eine unmittel-
bar nachgeordnete Behörde erteilt werden, 
wenn für jeden dazu zu rechnenden Ein-
zelfall ein berechtigtes Interesse ange-
nommen werden kann; Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend.“ 

2. Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden 3 bis 5. 

Berichterstatter zu 1: Robert Kiesel 
Berichterstatter zu 2 und 3: Klaus Wolfrum 
Mitberichterstatter: Eike Hallitzky 
Mitberichterstatter zu 2 und 3: Robert Kiesel 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 
15/3566 und Drs. 15/3567 wurden dem Ausschuss 
für Staatshaushalt und Finanzfragen federführend 
zugewiesen.  
Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Diens-
tes, der Ausschuss für Kommunale Fragen und In-
nere Sicherheit, der Ausschuss für Landwirtschaft 
und Forsten und der Ausschuss für Umwelt und 
Verbraucherschutz haben den Gesetzentwurf und 
die Änderungsanträge mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf und die Än-
derungsanträge endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf und die Änderungsanträge Drs. 15/3566 und 
Drs. 15/3567 in seiner 78. Sitzung am 22. Juni 
2005 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
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mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t i m -
m u n g  empfohlen. 
Hinsichtlich der Änderungsanträge hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Diens-
tes hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 15/3566 und Drs. 15/3567 in seiner 43. 
Sitzung am 05. Juli 2005 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses z u g e s t i m m t  mit der Maßgabe, dass in 
Art. 15 nach Nr. 2 folgende neue Nr. 3 angefügt 
wird: 

„3. In Anlage 1 – Bayerische Besoldungsordnung 
– wird in Besoldungsgruppe A 10 in der Fuß-
note 3 Satz 2 nach den Worten „Rottal-Inn“ 
das Wort „Schweinfurt“ eingefügt. 

Hinsichtlich der Änderungsanträge hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

4. Der Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit hat den Gesetzentwurf und die Ände-
rungsanträge Drs. 15/3566 und Drs. 15/3567 in 
seiner 44. Sitzung am 05. Juli 2005 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis: 
. CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 B90 GRÜ: kein Votum 
der Stellungnahme des Ausschusses für Fragen des 
öffentlichen Dienstes z u g e s t i m m t .  
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: kein Votum 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

5. Der Ausschuss für Landwirtschaft und Forsten hat 
den Gesetzentwurf in seiner 36. Sitzung am 06. Juli 
2005 mitberaten.  

Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses z u g e s t i m m t  
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

6. Der Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz 
hat den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge 
Drs. 15/3566 und Drs. 15/3567 in seiner 38. Sit-
zung am 07. Juli 2005 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Fra-
gen des öffentlichen Dienstes z u g e s t i m m t .  
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

6. Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf und die  
Änderungsanträge in seiner 35. Sitzung am 14. Juli 
2005 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Fragen des öffentlichen Dienstes z u g e s t i m m t .  
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

Manfred Ach 
Vorsitzender 


